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«Wohneigentumwird überleben»
Jubiläum Der St.GallerHauseigentümerverband ist hundert Jahre alt. Schon 1917war der Kampf gegen höhere
Abgaben ein zentrales Thema – und ist es bis heute. Dennoch bleibeWohneigentum attraktiv, sagt der Präsident.

Fritz Bichsel
ostschweiz@tagblatt.ch

FürdenHauseigentümerverband
(HEV)desKantonsSt.Gallenhat
derpolitischeKampf zentraleBe-
deutung. Das zeigt etwa die Tat-
sache, dass an der Versammlung
derDelegiertenausdenörtlichen
oder regionalen HEV-Sektionen
imKantonheute inderLokremi-
se St.Gallen die Ständerätin Ka-
rin Keller-Sutter das Festreferat
hält. In der Jubiläumsschrift zu
100 JahreHEVKantonSt.Gallen
nehmen weitere Politiker Stel-
lung (siehe Zweittext).

Wie der HEV Schweiz (seit
1916 aktiv) und derHEVKanton
St.Gallen (seit 1917) feiern seit
kurzemoder inKürzeauch regio-
nale Sektionen das 100-Jahr-Ju-
biläum. Auslöser für die Grün-
dungswelle inderZeit desErsten
Weltkrieges waren Belastungen
für Hausbesitzer: Aus Finanznot
führte der Bund eine Kriegs-
steuer und der Kanton St.Gallen
hoheBeiträgederEigentümeran
die Strassen ein. Den Kampf
gegen höhere Abgaben bezeich-
netKantonalpräsidentWalterLo-
cher als wichtige Aufgabe des
HEV auch heute und in Zukunft.

Auch wirtschaftliche Probleme
von Eigentümern gaben Anstoss
zurVerbandsgründung.DerHEV
halfmit einerVersicherunggegen
Ausfälle, weil in der Kriegszeit
vieleMieterdieWohnungaufge-
benmussten.Heutebietet er eine
ganze Reihe Dienstleistungen,
von Beratung über Ausbildung
oder Vergünstigung bei Einkäu-
fen bis zum Verkauf von Liegen-
schaften. Der Kantonalverband
St.Gallen führt dafür seit 20 Jah-
ren ein Unternehmen, die HEV
Verwaltungs AG.

DerHauseigentümerverband
ist gleich föderalistisch organi-
siert wie die Schweiz. Auf Bun-
des- und Kantonsebene werde
daswegenderpolitischenAufga-
ben so bleiben, sagt Locher. In
den Sektionen für einzelne oder
mehrereGemeinden stehenhin-
gegen Dienstleistungen für Mit-
glieder im Vordergrund. Damit
diese professionell angeboten
werden können, entstehen grös-
sere Sektionen. Locher erwartet
weitere regionale Zusammen-
schlüsse, wie sie beispielsweise
im Sarganserland oder im Tog-
genburgbereits erfolgten.Wie in
der Politik hält auch derHEV für
seine Arbeit das Milizsystem

hoch. Allerdings wirken in der
FührungdesKantonalverbandes
und seiner derzeit 17 Sektionen
erst vereinzelt Frauenmit.

Fast 30000Mitglieder
imKanton

Hauseigentümer sind imSt.Gal-
ler Kantonsrat die grösste Grup-
peundauch imBundesparlament
eine grosse, in der Bevölkerung
jedoch inderMinderheit –dies im

Gegensatz zu anderen Ländern.
So gelang es ihnen bisher nicht,
die 1934 in der Wirtschaftskrise
eingeführte Eigenmietwert-
steuer wieder abzuschaffen. Der
Anteil der Wohneigentümer
schwanktnachStruktur, imKan-
ton St.Gallen von 15 Prozent in
Städtenbis zugut 50Prozent auf
dem Land. Mit Eigentumswoh-
nungen holen urbane Regionen
auf.WalterLocher erachtet es als

Aufgabe des Verbandes, hier
auch neue Eigentumsformen zu
entwickeln. HEV-Mitglieder hat
St.Gallen überdurchschnittlich
viele: fast 30000, neun Prozent
desGesamtverbandes, bei einem
Bevölkerungsanteil von sieben
Prozent. Im Kanton kämpft der
Verband derzeit bei Richtplan
undBaugesetz fürgenügendBau-
land und Baumöglichkeiten,
beimVerkehrskonzept für besse-
re Erreichbarkeit mit dem priva-
tenundöffentlichenVerkehrund
inderFinanzpolitik gegenweite-
re Steuererhöhungen.

«Wohneigentum bleibt at-
traktiv. Die schwierige Situation
beim Finanzieren wird sich wie-
der ändern; Haus- und Grund-
eigentumwirdweitere 100 Jahre
überleben», blickt derKantonal-
präsident indieZukunft. Zentral
ist fürLocher, dassdasEigentum
weiterhin gefördert wird: vom
Staat bei der Steuerpolitik, vom
VerbanddurchDienstleistungen
und politischen Kampf. «Die Vi-
sion vom Eigenheim muss mög-
lichbleiben.»DennEigentumsei
«fundamental für das Funktio-
nieren unseres Staates und ein
tragender Pfeiler einer liberalen
Gesellschaft».

Gute Verkehrswege – wie hier in St. Gallen –, genügend Bauland, neue Wohneigentumsformen in urbanem Gebiet und tiefere Steuerlast sind aktuelle Ziele des HEV. Bild: Ralph Ribi

Politische Stimmen zum Fest
Anlässe Die 100. Delegierten-
versammlung des kantonalen
HEV heute in St. Gallen steht im
ZeichenderFestredevonStände-
rätin Karin Keller-Sutter (FDP).
Sein Jubiläum feierte der Ver-
bandauchmit einemFest imCir-
cus Knie für über 2000Mitglie-
derundGäste.AnderDVstellt er
heutedie Jubiläumsschrift vor. In
dieser äussern sich Politiker –
MarcMächler (FDP),BrigitteHä-
berli (CVP) und Roger Köppel
(SVP) – , aber auchderPhilosoph
Ludwig Hasler oder der liberale

Denker RobertNef. Illustriert ist
die Schrift, diemit derVerbands-
zeitung an die Mitglieder geht,
mit Fotos aus einemWettbewerb
unter den Mitgliedern. Walter
Locher,HEV-PräsidentundFDP-
Kantonsrat, schreibt imVorwort:
«Privates Eigentum verbindet
FreiheitmitVerantwortung,Ent-
scheidungmitHaftungundRen-
dite mit Risiko. Diese elementa-
ren Grundsätze sind in Gesell-
schaft, Staat und Wirtschaft in
den letzten Jahren immer mehr
in Vergessenheit geraten.» (fbi.)

Kantonsräte drängen aufNeubau fürBerufsschule
Bauvorhaben Das Berufs- undWeiterbildungszentrumRapperswil-Jona ist baulich in einem schlechten Zustand.

Kantonsräte aus der Region verlangen von der Regierung, dass sie die Pläne für einenNeubau vorantreibt.

15 bis 20 Jahre. So lange könnte
es noch dauern, bis der Kanton
den Neubau für das Berufs- und
Weiterbildungszentrum (BWZ)
im Südquartier von Rapperswil-
Jona erstellt. Viel zu lange, findet
CVP-Kantonsrätin Yvonne Suter
ausRapperswil-Jona.Zusammen
mit Josef Kofler (SP), Peter Zu-
berbühler (FDP) und Bernhard
Zahner (SVP) hat sie einen Vor-
stoss eingereicht. Die vier Parla-
mentarier erkundigen sich nach

demStandderPlanungunddem
Fahrplan für denNeubau.

Für die Investitionsplanung
der St.Galler Regierung gebe es
zwei Listen, sagt Suter: eine für
die prioritärenBauvorhabenund
eine für die nicht prioritären.
«Das Problem ist, dass das BWZ
auf keiner der beiden Listen auf-
taucht. Es ist überhauptnicht auf
demRadar.»Damit sei derNeu-
bau nicht einmal Teil der für die
nächsten zehn Jahre geplanten

Investitionen. Suter erinnert da-
ran,dassdieRegierung schonvor
zehn Jahren festgestellt habe, es
braucheeinenNeubau. Stattdes-
sen verlottere das BWZ am heu-
tigen Standort weiter.

Vorrang für
Bildungsbauten

Die Situation für Schüler und
Lehrpersonen sei unzumutbar,
undderRufderSchule leide, sagt
Suter. Sie wünscht sich, dass Bil-

dungseinrichtungenVorrang vor
Kulturprojekten und Verwal-
tungsgebäuden haben, wenn es
umdiePriorisierungvon Investi-
tionengeht.Dies umsomehr, als
eine Regionalstudie aufzeige,
dassderKantonSt.Gallenbeider
Verfügbarkeit von Fachkräften
undHochqualifizierten ein gros-
sesProblemhabe.Pikant ist, dass
in Rapperswil-Jona ein Areal zur
Verfügung steht, auf dem der
Kanton rasch bauen könnte. Im

November entschieden die
Stimmbürger von Rapperswil-
Jona mit grosser Mehrheit, dem
KantonzweiGrundstücke fürden
BWZ-Neubau zu verkaufen. Der
Kaufvertrag ist befristet bisEnde
2035,wobei derKanton die Frist
nochmals um fünf Jahre verlän-
gernkann.DieRegierunghatden
Vorstossnochnicht beantwortet.

Elvira Jäger
ostschweiz@tagblatt.ch

SVP-Politiker
wollen Kraftwerke

amRhein

Energiepolitik Der Kanton
St.Gallen soll mehr Strom aus
Wasserkraft gewinnen: Das for-
dern die SVP-KantonsräteMirco
Rossi undWalterFreund ineiner
Interpellation. Dies dränge sich
nach dem Ja des Stimmvolks zur
Energiestrategieauf.Wenn inZu-
kunft die Atomkraftwerke als
Stromquelle wegfallen würden,
entsteheeineStromlücke, diege-
schlossen werden müsse – am
besten mit Wasserkraft. Rossi
und Freund schlagen vor, dass
der Kanton St.Gallen den Rhein
fürdieEnergieproduktionnutzen
soll.Dieserkönne theoretischein
Drittel der Bevölkerung im Kan-
ton –gegen170000Einwohner –
mit Strom versorgen.

«IstdieRegierungbereit,
Rhesi zusistieren?»

Die Interpellantenverweisenauf
Projektskizzen, wonach das
Stromgewinnungspotenzial des
Rheins zwischen Reichenau in
GraubündenunddemBodensee
bis zu 1560Gigawattstundenbe-
trägt. Doch die Regierung ver-
baue sichdiesesPotenzial, indem
sie den Rhein «grosszügig rena-
turiere», bemängelnFreundund
Rossi. Sie wollen unter anderem
wissen, welchen Stellenwert die
Regierung der Stromproduktion
imVergleichmitNatur- undHei-
matschutz einräume – nach dem
Ja des Volkes zur Energiestrate-
gie.«IstdieRegierungbereit, das
Potenzial des Rheins zur Erzeu-
gungelektrischerEnergie zunut-
zen und entsprechende Projekte
zu unterstützen und zu forcie-
ren?» Dies bedeute jedoch, dass
Vorhaben wie das Hochwasser-
schutzprojekt Rhesi zu sistieren
seien. Ausserdem fragen die
Interpellanten, anwelchenande-
renGewässern imKantondieRe-
gierung noch Potenzial zur För-
derungderWasserkraft sehe.Die
Antwort der Regierung steht
noch aus. (av)

Grossprojekt auf
«Vinora»-Areal

Umnutzung DieVerpackungsfir-
ma Petroplast-Vinora hat Ende
Februar ihren Betrieb an den
StandortenAndwil und Jonaein-
gestellt. Für das Gelände in Jona
gibt esnunneuePläne.DasAreal
soll in eineWohn-undGewerbe-
zone umgewandelt werden, wie
die «Südostschweiz» schreibt.
Die Pläne zur Umzonung liegen
ab heute für 30 Tage öffentlich
auf. Laut dem städtischen Bau-
chef Thomas Furrer könnten auf
demrund25000Quadratmeter
grossen Areal bis zu 220 Woh-
nungenentstehen.Zudemsoll es
Räume für Gewerbebetriebe ge-
ben. Laut SimonSchneider, Ver-
waltungsrat derPetroplast-Vino-
ra, sind beispielsweise Start-ups,
kleine Läden und einCafé denk-
bar. Die Stadt hat einen Projekt-
wettbewerb ausgeschrieben. Sie
will im Rahmen des Vorhabens
rund 20 besonders günstige
Wohnungen bauen, dies zusam-
men mit einer Baugenossen-
schaft.AuchderPetroplast-Vino-
ra sei es ein Anliegen, dass nicht
nurWohnungen «für Besserver-
dienende» entstehen, erklärt
Schneider.Manwolleeinurbanes
und belebtes Quartier, in dem
alle Generationen Platz hätten.
Schneider hofft, dass die Bau-
arbeiten im Jahr 2020 beginnen
können. (red)
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Leserbild Jiri Konopka fotografierte von Horn in Richtung Arbon.

Abendglut

Kanndie SBB-Führung schlecht rechnen?
Fragwürdiger Strukturerhalt,
Ausgabe vom 14. Juni

Ich habe heute Herrn Gafafers
Kommentar «Fragwürdiger
Strukturerhalt» gelesen. Als
«Betroffener», der noch bis
Ende Jahr den privaten Bahnhof
Islikon frequentiert, erlaube ich
mir folgende Anmerkungen:
1. Viele Billette sind zwar Stan-
dard, aber es gibt einiges, das
zum Beispiel im Kassensturz-
Test nicht einmal die SBB-Obe-
ren richtig am Automaten oder
am Handy lösen konnten. Wer
dann mit einem falschen Billett
fährt, wird ziemlich sicher eine
Anzeige als Schwarzfahrer
kriegen oder dann wohl dem
Öffentlichen Verkehr auswei-
chen, wo immer es geht. 2. Ich
weiss nicht, ob Herr Gafafer ein
festes Abo hat oder kaum den
Öffentlichen Verkehr benutzt.
Aber ich empfehle ihm, doch

einmal selbst den Test zu ma-
chen und an den offiziellen
SBB-Schalter in Frauenfeld und
den privat betriebenen in
Islikon zu gehen. Da könnte ihm
auffallen, um wie viel besser die
Beratung in Islikon ist. 3. Ganz
zu schweigen vom Zeitaufwand,
bis man am Handy oder Auto-
maten ein Billett hat. Da ist es
für viele doch viel bequemer
und schneller und billiger, mit
dem Auto nach Winterthur oder
Weinfelden zu fahren, als diese
Umtriebe in Kauf zu nehmen.
Gerade in Randregionen wie
dem Thurgau bedroht das die
Nutzung der Züge ausserhalb
des Pendlerverkehrs. 4. Die SBB
machen meiner Ansicht nach
ausserdem einen ganz gehöri-
gen Rechnungsfehler: Mindes-
tens 90 Prozent ihrer Kosten
sind fix (gegeben durch den
Fahrplan, das heisst, die Kosten
fallen an, ob die Züge voll oder

leer sind). Den privaten Sta-
tionshaltern, die durch ihren
Service viele Zusatzpassagiere
bringen, müssen sie wenige
Prozente vom Umsatz abgeben.
Fast der ganze Rest ist Zusatz-
ertrag. Ich habe also den Ver-
dacht, dass die SBB-Oberen
schlecht rechnen können.
Schlechterer Service und trotz
vermeintlicher Einsparungen
mehr SBB-Defizit infolge einer
Führung, die zum Teil den
Kontakt zur Realität verloren
hat: Das ärgert mich als Bahn-
nutzer und Steuerzahler massiv.
Ich hoffe, ich kann Herrn Gafa-
fer hiermit auch eine andere
Sichtweise etwas näher bringen.
Diese Zeitung sollte auch die
Wünsche der Bevölkerung
ausserhalb der grossen Städte
ernst nehmen.

Thomas vonAh
Kirchweg9, 8547Gachnang

MehrOffenheit fürAnliegen
desPflegepersonals
«Politik vor demSpital ist
unerwünscht»,
Ausgabe vom 13. Juni

Vielen Dank an das Tagblatt für
die Konkretisierung der Proble-
matik des Pflegepersonals
beziehungsweise des Fachkräf-
temangels. Es ist mir ein grosses
Anliegen diese Thematik öffent-
lich zu bekunden. Dass das
Kantonsspital St. Gallen die
Unterschriftensammlung aus
«Sicherheitsgründen» ablehnt,
ist absoluter Nonsense. Wenn
eine Unterschriftensammlung
ein Gefahrenpotenzial mit sich
tragen würde, wäre das politi-
sche System der Schweiz mit
seinen vielen Initiativen gene-
rell zu hinterfragen. Von einem
Spital, in dem laut Geschäftsbe-
richt 2016 durchschnittlich 929
Pflegefachpersonen (was rund

21% der Belegschaft ausmacht)
tätig sind, ist Offenheit für die
Sorgen dieser Berufsgruppe
wünschenswert. Die Anliegen
der Pflege wurden mit dieser
Initiative auf den Punkt ge-
bracht und es ist für die Patien-
tensicherheit unumgänglich,
dass diese unterstützt wird – der
Fachkräftemangel ist jetzt schon
gross genug. «Inhaltlich hinter
der Initiative zu stehen» reicht
leider nicht aus, um das Pflege-
personal glaubwürdig zu posi-
tionieren. Ich würde mir vom
Kantonsspital mehr Unterstüt-
zung für die Anliegen der
Belegschaft wünschen – es ist
auf das Personal genauso
angewiesen wie umgekehrt.

RamonSprenger
Junger SBK,Mitglied Initiativkomitee
Oberer Garten 7, 8598Bottighofen

Leserbriefe

Das Forum dient der Meinungs-
äusserung unserer Leserinnen
und Leser. Bei der Auswahl für die
Publikation werden nur Leserbrie-
fe bearbeitet, die nicht länger sind
als 2000 Zeichen (inklusive Leer-
zeichen). Für Zuschriften zu Wah-
len und Volksabstimmungen gilt
eine Maximallängevon 1200 Zei-
chen, Beiträge für die Ostschweiz

am Sonntag sind auf 1500 Zei-
chen beschränkt. Die Redaktion
behält sich in jedem Fall vor, Zu-
schriften nicht zu publizieren, zu
kürzen oder nur in Auszügen zu
veröffentlichen. Sie kann darüber
keine Korrespondenz führen.

www.tagblatt.ch → Alle Angebote
→ Leserbriefe

EinFilm, den jeder sehenmuss
«Der Film, den niemand sehen
darf»,
Ausgabe vom 13. Juni

Die Fakten: Wakefield ist kein
Impfgegner. Die Erfahrung liess
ihn vermuten, dass die MMR-
Impfung Autismus auslösen
kann. Er forderte eine entspre-
chende Studie und Einzelimp-
fungen für Masern, Mumps und
Röteln. (Unser Immunsystem
weiss wahrscheinlich sehr
genau, warum es uns diese drei
Krankheiten nicht gleichzeitig
zumutet...) Die Studie wurde
vom CDC (der amerikanischen
Gesundheitsbehörde) durchge-
führt und zeigte einen dramati-
schen Zusammenhang. Vor
deren Veröffentlichung zwei
Jahre später (!) wurden deren
Daten von Mitarbeitern des
CDC (namentlich erwähnt)
manipuliert, so dass kein Zu-
sammenhang mehr nachgewie-
sen werden konnte und die

Studiendaten wurden vernich-
tet! Diese gefälschte Studie gilt
in der Medizin als Beweis, dass
MMR keinen Autismus auslösen
könne. Ein Mitglied der Stu-
diengruppe (Dr. Thompson) hat
die Daten jedoch gesichert und
sie werden im Film dargelegt.
Auf ihren Grundlagen hat Dr.
Wakefield mit Betroffenen den
Film «Vaxxed» erstellt. Eine

absolut erschütternde Doku-
mentation darüber, was gesche-
hen kann, wenn keine Ver-
gleichsstudien gemacht werden
zwischen der Gesundheit
Geimpfter und Ungeimpfter.
Thalidomid war eine Katastro-
phe für die Betroffenen mit
ihren körperlichen Behinderun-
gen. Bei der MMR-Impfung und
ihrem offensichtlichen Zusam-

menhang mit dem exponentiel-
len Anstieg von Autismus in den
USA geht es um die eigentliche
Zerstörung von Persönlichkeit.
Wie weit wollen wir diesen Weg
noch gehen? Es fällt keinem
Arzt ein Stein aus der Krone,
wenn er sich eingestehen muss,
dass er von derjenigen Behörde
belogen wurde, die ihn mit
Fakten informieren sollte. Aber
wir können von Pharma- und
Impfinstituten unabhängige
Studien verlangen, die belegen,
dass Impfungen unbedenklich
sind – denn bisher gibt es keine.
Übrigens: Dr. Thompson hat
seine Daten einem Ausschuss
des amerikanischen Kongresses
zur Verfügung gestellt und ist
bereit, vor diesem unter Eid
auszusagen. Er müsste nur dazu
aufgeboten werden.

Alexander Ilg
Dr.med.
St. Peterstr. 9, 9500Wil

Computer-Zwang für
dieBürgerinnenundBürger
Zum Thema «Die St.Galler
Staatsverwaltung und die
persönliche, privat finanzierte
Haus-Elektronik»: Immer
wieder fordern uns die Ämter
auf, einzureichende Formulare
über das Internet herunterzu-
laden und selber auszudrucken
oder die Steuererklärung elekt-
ronisch zu erstellen. Jüngstes
Beispiel: Die ärztliche Kontroll-
untersuchung ab Alter 70 des
Strassenverkehrsamtes. Besteht
hierfür eine Rechtsgrundlage?
Als ob alle Einwohnerinnen und
Einwohner gezwungen werden
könnten, einen Computer plus
Drucker zu kaufen und zu
unterhalten. Muss es nicht mehr
respektiert werden, wenn
Bürgerinnen und Bürger keine
persönlichen Daten im Netz
wollen? Wo führt es hin, wenn
selbst die Juristen im Justizde-
partement die Rechtslage nicht

mehr beachten? Wer über-
nimmt den Aufwand für die
propagierte Onlineschaltung
und -Bearbeitung? Wofür
bezahlen wir denn Steuern und
für jede Verwaltungsdienstleis-
tung oder für einen Stempel
horrende Gebühren? Und dazu
soll das Volk auch noch die
fehlenden Pensionskassenmil-
lionen nachschiessen?

Für die Digitalisierung und
für Softwareaufträge stehen bei
der öffentlichen Hand Milliarden
von Franken zur Verfügung. Bis
neue Programme funktionieren,
sind sie allerdings meist schon
veraltet. Dafür wird beim Papier
und dem noch schütter existie-
renden Service public rücksichts-
los gespart.

Hanspeter Schneider
Architekt HTL
Felsenbergstr. 25a, 9400Rorschach

ÄltereAutofahrer
diskriminiert
«Seniorin baut betrunkenUnfall»,
Ausgabe vom 16. Juni

Die tägliche Diskriminierung
älterer Autofahrer nimmt
langsam hysterische Züge an.
Eine 65-jährige Autolenkerin
sollte selbstverständlich nicht
betrunken Auto fahren, und zu
Recht wurde ihr der Führeraus-
weis entzogen. Eine 65-jährige
Frau oder ein 65-jähriger Mann
sind aber noch keine Senioren.
Ein Titel «Frau baut betrunken
Unfall» hätte genügt. Ich emp-
fehle den Jungspunden auf Ihrer
Redaktion ein bisschen mehr
Anstand.

Peter Lieberherr
Mettlenstr. 24E, 9524Zuzwil

WelcheRolle hat
SimonAmmann?
Mich würde einmal interessie-
ren, was denn unser Olympia-
siegerliebling Simon Ammann
für eine Rolle als Verwaltungsrat
der Toggenburg Bergbahnen
(TBB) einnimmt?! Wenn ich auf
der Hauptstrasse ins Obertog-
genburg fahre, lacht mir allseits
von fast jeder zweiten Scheu-
nen- oder Hauswand Simon
Ammann entgegen. Er wäre
doch eigentlich der ideale
Sympathieträger für eine Verei-
nigung der Bergbahnen im
Obertoggenburg? Nur hat er
sich leider auf die eine Seite
geschlagen, obwohl er in Wild-
haus oben das Skispringen
gelernt hat! Trägt Simon Am-
mann als Verwaltungsratsmit-
glied das arrogante Angebot der
Verwaltungsratspräsidentin
Eppenberger mit? Steht er
hinter dem Angebot, dass die
TBB gerade einmal lächerliche
zehn Prozent des Wertes für die
Aktien der Bergbahnen Wild-
haus zu bezahlen gewillt ist? Da
müsste man den Sympathie-
und (Plakat)-Träger im Ober-
toggenburg doch auch einmal in
die Pflicht nehmen!

Koni Rüegg
Haldenstr. 17, 9642 Ebnat-Kappel

Auch früher
wurdegelästert
«Lügen wird zur Normalität»,
Ausgabe vom 12. Juni

«Lügen wird zur Normalität»,
behauptet keck die Philosophin
Susan Neiman. Als ob in frühe-
ren Zeiten die Menschen im
Allgemeinen und die Politiker
im Besonderen weniger gelogen
und betrogen hätten. Das
Gegenteil ist der Fall. Mit dem
Unterschied, dass in der «guten
alten Zeit» viele Skandale unter
den Teppich gekehrt wurden,
und die Doppelmoral Hochfeste
feierte. Transparenz in der
Politik war ein Fremdwort.
Hinzu kommt das Phänomen
der «digitalen Meinungsma-
che». Vor Internet und Face-
book wurde am Stammtisch
über «Gott und die Welt»
diskutiert und gelästert. Alles
andere als schön und schon gar
nicht «politisch korrekt». Doch
der Verbreitungsgrad dieser
Nettigkeiten hielt sich im
lokalen Rahmen. Im Zeitalter
des Internets ist eine globale
Verbreitung aller Pöbeleien
gewährleistet, und die Nutzer
machen häufig Gebrauch
davon. Noch nie in der Ge-
schichte hatte der «Profanum
vulgus» ein solches Ventil,Frus-
trationen loszuwerden.

Raffaele FerdinandoSchacher
Blumeneggstr. 52, 9403Goldach


